
Satzung 

 
 
 

§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 

(1) Der Verein führt den Namen " Grenzenlos – soziale Gruppen Meudt“.  
 

(2) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt dann den Zusatz „e.V.“. 
 

(3) Der Verein hat seinen Sitz im Amselweg 12, 56414 Meudt und wurde am 08.04.2019 
gegründet.  

 
(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
 
 

§2 Vereinszweck 
 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die 
Förderung  

 
a) der internationalen Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten, der Kultur und des 

Völkerverständigungsgedankens,  
 

b) des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Zwecke. 

 
(2) Die Satzungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch die 

 
 Unterstützung der weltweiten Partnerschaftsarbeit und die Durchführung von 
 Aktionen und Veranstaltungen zur Stärkung des Bewusstseins für die Eine 
 Welt –   welche zum Zeitpunkt der Satzungserstellung durch die Gruppe „Reha 
 2000“ und die „Eine Welt Gruppe“ (nachfolgend „Untergruppen“) umgesetzt wer-
den. 

 
 
 

§3 Selbstlosigkeit 
 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos 
tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen 
nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Gewinnanteile und auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Niemand 
darf durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  



§4 Mitgliedschaft 
 

(1) Vereinsmitglieder können natürliche Personen oder juristische Personen werden. 
 

(2) Mitglieder werden auf schriftlichen Antrag vom Vorstand in den Verein aufgenommen. Der 
Vorstand kann die Aufnahme ohne Angabe von Gründen ablehnen. Die Aufnahme oder 
die Ablehnung der Aufnahme ist dem Bewerber schriftlich mitzuteilen.  

 
 
 

§5 Beendigung Mitgliedschaft 
 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der juristischen 
Person. 
 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechtigten 
Vorstandsmitglied. Die schriftliche Austrittserklärung muss mit einer Frist von einem 
Monat jeweils zum Ende des Geschäftsjahres gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 

 
(3) Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind insbe-

sondere ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten, die Verletzung satzungsmäßiger 
Pflichten oder Beitragsrückstände von mindestens einem Jahr. Über den Ausschluss 
entscheidet der Vorstand. Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die 
Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen eines Monats an den Vorstand zu richten 
ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen des Vereins endgültig. Dem Mit-
glied bleibt die Überprüfung der Maßnahme durch Anrufung der ordentlichen Gerichte 
vorbehalten. Die Anrufung eines ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung bis zur 
Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung. 
 
Ein Mitglied des Vorstands kann nur durch die Mitgliederversammlung ausgeschlossen 
werden.  
 
Die übrigen Vorstandsmitglieder können jedoch einstimmig beschließen, dass seine 
Rechte und Pflichten bis zum Zusammentritt der nächsten Mitgliederversammlung ruhen.  

 
 
 

§6 Beiträge 
 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe der Beiträge bestimmt die Mit-
gliederversammlung.  
 
 

 
§7 Verwendung der Mittel  

 
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Ein tatsächlich ent-
standener Aufwand kann entschädigt werden.  
 
 
 

§8 Organe des Vereins 
 

(1) Organe des Vereins sind 
 

a) der Vorstand 
b) die Mitgliederversammlung 



§9 Der Vorstand 
 

(1) Der Vorstand im Sinn des §26 BGB besteht aus dem 
 

a) dem / der Vorsitzenden  
b) dem / der stellvertretenden Vorsitzenden  
c) dem / der Kassierer/in  

 
(2) der erweiterte Vorstand besteht aus  

 
d) bis zu 2 Beisitzer/innen  
e) Je einem / einer fest benannten Vertreter/in der Untergruppen (kann entfallen, 

wenn Mitglieder der Untergruppe einen sonstigen Posten im Vorstand überneh-
men) 
 

(3) Der Gesamtvorstand besteht aus dem Vorstand im Sinne des § 26 BGB und dem er-
weiterten Vorstand. 
 

(4) Der Gesamtvorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von vier Jahren 
gewählt. 

 
(5) Gesamtvorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. 

 
(6) Wiederwahl ist zulässig. 

 
(7) Der Gesamtvorstand bleibt solange im Amt, bis ein neuer Gesamtvorstand gewählt ist. 

 
(8) Der Verein wird durch je zwei Mitglieder des Vorstandes (siehe §9 (1)) gemeinsam ge-

richtlich und außergerichtlich vertreten.  
 

(9) Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt im Gesamtvorstand. 
 
 
 

§10 Mitgliederversammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben gehören 
insbesondere die Wahl und Abwahl des Vorstands, Entlastung des Vorstands, Entge-
gennahme der Berichte des Vorstandes, Wahl der Kassenprüfer/innen Festsetzung von 
Beiträgen und deren Fälligkeit, Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, Be-
schlussfassung über die Auflösung des Vereins, Entscheidung über Aufnahme und 
Ausschluss von Mitgliedern in Berufungsfällen sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese 
aus der Satzung oder nach dem Gesetz ergeben. 
 

(2) Im ersten Halbjahr eines jeden Geschäftsjahres findet eine ordentliche Mitgliederver-
sammlung statt. 

 
(3) Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung ver-

pflichtet, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe von 
Gründen verlangt. 

 
(4) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von einem 

Monat schriftlich (Postalisch oder E-Mail) unter Angabe der Tagesordnung einberufen. 
Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 
Das Einladungsschreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, wenn es an die letzte dem 
Verein bekannt gegebene Anschrift gerichtet war. 
 



(5) Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor 
dem angesetzten Termin schriftlich beantragt. Die Ergänzung ist zu Beginn der Ver-
sammlung bekanntzumachen. 
 

(6) Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung der Satzung und über die 
Auflösung des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur Mitglie-
derversammlung zugegangen sind, können erst auf der nächsten Mitgliederversammlung 
beschlossen werden. 

 
(7) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. 
 

(8) Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. 
 

(9) Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist ein Schriftführer zu wählen. 
 

(10) Stimmberechtigt ist jedes Mitglied ab dem vollendeten 18. Lebensjahr. Jedes Mitglied hat 
eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich oder für ein Mitglied unter Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht ausgeübt werden. 

 
(11) Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

 
(12) Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer Mehrheit von 

2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. 
 

(13) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. 
 

(14) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom 
Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

 
 
 

§11 Untergruppen 
 

(1) Eine Untergruppe besteht aus mindestens 2 Vereinsmitgliedern. Der Zweck einer Unter-
gruppe muss dem Vereinszweck entsprechen. Über die Gründung einer Untergruppe 
entscheidet der Gesamtvorstand nach schriftlichem Antrag. Grundsätzlich besteht kein 
Anspruch auf die Bildung einer Untergruppe. 

 
(2) Jede Untergruppe entsendet einen Vertreter in den Gesamtvorstand. Dieser Vertreter 

wird im Rahmen der Mitgliederversammlung gewählt. Wird eine Untergruppe im laufen-
den Geschäftsjahr gegründet, so hat die Untergruppe einen ständigen Vertreter zu be-
nennen, der sie bis zur nächsten Mitgliederversammlung vertritt. Der nichtgewählte 
ständige Vertreter hat kein Stimmrecht im Gesamtvorstand.  

 
 
 

§12 Auflösung des Vereins  
 

(1) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
fällt das Vermögen des Vereins an die Ortsgemeinde Meudt, die es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.  
 
 
 
 
 



§13 Datenschutz 
 

(1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der ge-
setzlichen Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten 
über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein genutzt, gespei-
chert, übermittelt und verändert. 
 

(2) Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf: 
 
a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten; 
b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrichtig sind; 
c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei behaupteten 
Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lässt; 
d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung unzuläs-
sig war. 
 

(3) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur Auf-
gabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich 
zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der 
oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

 
 
 

§14 Salvatorische Klausel 
 
 
(1) Sollte eine der Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtswidrig oder un-

wirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch 
nicht berührt. In einem solchen Fall ist die Satzung vielmehr ihrem Sinne gemäß zur 
Durchführung zu bringen. Beruht die Ungültigkeit auf einer Leistungs- oder Zeitbestim-
mung, so tritt an ihrer Stelle das gesetzlich zulässige Maß. 
 

(2) Die rechtswidrige oder unwirksame Bestimmung ist unverzüglich durch Beschluss der 
nächsten Mitgliederversammlung zu ersetzen. 

 
 
 
 
Meudt, 08.04.2019 


